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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Juni 1967 

II/l — 68070 — 5678/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Verkehrspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über das Vorgehen der Mitglied- 
staaten auf dem Gebiet der den Unternehmen des Eisen- 
bahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs auferlegten Ver- 
pflichtungen, die unter den Begriff des öffentlichen Dienstes 
fallen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 26. Mai 1967 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission zu 
ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über das Vorgehen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der den 
Unternehmen des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffs- 
verkehrs auf erlegten Verpflichtungen, die unter den Begriff 
des öffentlichen Dienstes fallen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT ^ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und besonders auf 
die Artikel 75, 92 und 94, 

gestützt auf die Entscheidung Nr. 65/271/EWG des 
Rats vom 13. Mai 1965 und besonders auf die 
Artikel 5 und 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung folgender Gründe: 

Ein Ziel der gemeinsamen Verkehrspolitik ist, die 
Unterschiede zu beseitigen, welche sich darin 
äußern, daß die Mitgliedstaaten den Verkehrsunter- 
nehmen Verpflichtungen auferlegen, die unter den 
Begriff des öffentlichen Dienstes fallen. Diese Unter- 
schiede verfälschen die Wettbewerbsbedingungen 
tiefgreifend. 

Es ist also notwendig, die Verpflichtungen des 
öffentlichen Dienstes aufzuheben. In gewissen Fäl- 
len ist es allerdings notwendig, sie aufrechtzuerhal- 
ten, um eine ausreichende Verkehrsbedienung 
sicherzustellen. Eine solche Verkehrsbedienung ist 
nach Angebot und Nachfrage im Verkehr und nach 
den Bedürfen der Allgemeinheit zu beurteilen. 

Die Maßnahmen zur Aufhebung der Verpflichtun- 
gen erstrecken sich nicht auf Beförderungsentgelte 
und -bedingungen, die den Verkehrsunternehmen 
im Personenverkehr zugunsten einer oder mehrerer 
bestimmter Bevölkerungsgruppen auferlegt sind. 

Für die Anwendung dieser Maßnahmen gilt es, 
die verschiedenen Verpflichtungen des öffentlichen 
Dienstes festzulegen. Die Verpflichtungen umfassen 
die Betriebspflicht, die Beförderungspflicht und die 
Tarifpflicht. 

Es ist notwendig, es den Mitgliedstaaten zu über- 
lassen, von Amts wegen Maßnahmen zu ergreifen. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 
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um Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes aufzu- 
heben oder aufrechtzuerhalten. Da diese Verpflich- 
tungen jedoch geeignet sind, die Verkehrsunterneh- 
men zu belasten, müssen diese bei den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten die Aufhebung bean- 
tragen können. 

Die Verkehrsunternehmen können die Aufhebung 
von Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes nur 
beantragen, wenn ihnen aus diesen Verpflichtungen 
wirtschaftliche Nachteile erwachsen. Für die Be- 
triebs- und Beförderungspflichten ergeben sich diese 
Nachteile aus den mit der jeweiligen Leistung ver- 
bundenen Belastungen und Einnahmen. Für die 
Tarifpflichten mit Ausnahme derjenigen, die den 
Verkehrsunternehmen im Personenverkehr zugun- 
sten einer oder mehrerer bestimmter Bevölkerungs- 
gruppen auferlegt sind, sind diese Nachteile auf der 
Grundlage einer kaufmännischen Geschäftsführung 
zu beurteilen, welche die Kosten der Leistungen und 
die Marktlage berücksichtigt. 

Um ihren Betrieb zu verbessern, müssen die Ver- 
kehrsunternehmen die Möglichkeit haben, die Ver- 
wendung eines anderen Verkehrsmittels vorzuschla- 
gen, das ihrem Verkehr besser angepaßt ist. 

Wenn sie die Aufrechterhaltung einer Verpflich- 
tung des öffentlichen Dienstes anordnen, müssen die 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten ihre Ent- 
scheidungen mit Bedingungen versehen können, die 
geeignet sind, den Ertrag der jeweiligen Leistung zu 
verbessern. 

Es ist ferner notwendig, daß die zuständigen 
Behörden zur Sicherstellung einer ausreichenden 
Verkehrsbedienung vorsehen können, einen Ersatz- 
verkehr einzurichten, wenn sie die Aufhebung einer 
Verpflichtung des öffentlichen Dienstes anordnen. 

Um die Interessen aller Mitgliedstaaten zu be- 
rücksichtigen, gilt es, ein gemeinschaftliches Verfah- 
ren für die Fälle zu schaffen, in denen die Aufhe- 
bung einer Betriebs- oder Beförderungspflicht geeig- 
net sein würde, die Interessen eines Mitgliedstaates 
wesentlich zu berühren. 

Artikel 5 der Entscheidung Nr. 65/271/EWG ent- 
hält die Verpflichtung, den Verkehrsunternehmen 
die Belastungen auszugleichen, die daraus entste- 
hen, daß die zuständige Behörde die Aufrechterhal- 
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tung einer Verpflichtung des öffentlichen Dienstes 
angeordnet hat. 

Es hat sich als notwendig erwiesen, den Ver- 
kehrsunternehmen ihren Anspruch auf Ausgleich 
von dem Zeitpunkt an zu gewähren, zu dem der 
Mitgliedstaat eine Entscheidung über die Aufrecht- 
erhaltung oder die Aufhebung zu einem späteren 
Zeitpunkt trifft, sofern er diese Entscheidung von 
Amts wegen trifft. Der Anspruch auf Ausgleich 
muß zum Zeitpunkt des Eingangs des Antrags ent- 
stehen, wenn die Entscheidung auf Antrag ergeht. 

Artikel 6 der Entscheidung Nr. 65/271/EWG sieht 
im übrigen vor, daß die Mitgliedstaaten den Ver- 
kehrsunternehmen die Belastungen ausgleichen 
müssen, die daraus entstehen, daß ihnen im Per- 
sonenverkehr die Anwendung von Beförderungsent- 
gelten und -Bedingungen zugunsten einer oder meh- 
rerer bestimmter Bevölkerungsgruppen auferlegt 
ist. Es ist zweckmäßig, ein nicht erschöpfendes Ver- 
zeichnis dieser Beförderungsentgelte und -Bedingun- 
gen aufzustellen. 

Die Belastungen, die aus einer Aufrechterhaltung 
der Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes ent- 
stehen, sind nach gemeinsamen Methoden auszu- 
gleichen. Bei der Festsetzung dieses Ausgleichs sind 
die Auswirkungen zu berücksichtigen, welche eine 
Aufhebung der Verpflichtung auf die Tätigkeit des 
Unternehmens gehabt hätte. 

Es ist notwendig, die Vorschriften dieser Verord- 
nung auch auf alle neuen Verpflichtungen des 
öffentlichen Dienstes anzuwenden, die den Ver- 
kehrsunternehmen auferlegt werden. 

Es ist notwendig, eine Frist zu setzen, in deren 
Verlauf die Mitgliedstaaten die Prüfung der Ver- 
pflichtungen des öffentlichen Dienstes abschlicßen 
müssen, um den Vorschriften der Verordnung nach- 
zukommen. 

Die Mitgliedstaaten müssen die Kommission über 
die Anträge und Entscheidungen auf diesem Gebiet 
unterrichten, damit diese einerseits die Anwendung 
der Verordnung in den Mitgliedstaaten verfolgen 
und andererseits die durch die jeweiligen Umstände 
erforderlichen Änderungen und Ergänzungen der 
Verordnung vorschlagen kann. 

Um zu vermeiden, daß sich beide Verordnungen 
widersprechen, ist es notwendig, die Vorschriften 
nach Artikel 9 der Entscheidung des Rats Nr. 65/ 
271/EWG mit den Vorschriften dieser Verordnung 
in Einklang zu bringen. 

Die Verwirklichung der gemeinsamen Verkehrs- 
politik erfordert es nicht, daß die Vorschriften der 
Verordnung sofort auf Verpflichtungen des öffent- 
lichen Dienstes angewandt werden, welche die Kom- 
munalbehörden auferlegen. Der Einfluß dieser Ver- 
pflichtungen ist sehr begrenzt. Die gilt insbesondere 
für die Wettbewerbsbedingungen im Verkehr. Im 
übrigen ist es notwendig, in der gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik schrittweise vorzugehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: ! 


ABSCHNITT I 

Allgemeine Vorschriften 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen die den Ver- 
kehrsunternehmen auferlegten Verpflichtungen, die 
unter den Begriff des öffentlichen Dienstes fallen. 

2. Die Verpflichtungen können jedoch insoweit 
aufrechtcrhalten werden, als sie für die Sicherstel- 
lung ausreichender Verkehrsbedienung unerläßlich 
sind. 

3. Auf dem Gebiet des Personenverkehrs findet 
Absatz 1 auf Beförderungsentgelte und -Bedingun- 
gen keine Anwendung, die ein Mitgliedstaat im 
Interesse einer oder mehrerer bestimmter Bevölke- 
rungsgruppen auferlegt hat. 

4. Die den Verkehrsunternehmen durch die Auf- 
rechterhaltung von Verpflichtungen nach Absatz 2 
und durch die Anwendung von Beförderungsentgel- 
ten und -Bedingungen nach Absatz 3 entstehenden 
Belastungen sind nach den in dieser Verordnung 
vorgesehenen gemeinsamen Methoden auszuglei- 
chen. 

Artikel 2 

1. Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes sind 
die Betriebspflicht, die Beförderungspflicht und die 
Tarifpflicht. 

2. Betriebspflicht im Sinne dieser Verordnung ist 
die Verpflichtung für die Verkehrsunternehmen, für 
die Strecken oder die Einrichtungen, deren Betrieb 
ihnen durch Konzession oder gleichwertige Geneh- 
migung übertragen ist, alle Maßnahmen zu treffen, 
um eine Verkehrsbedienung sicherzustellen, welche 
festgesetzten Normen für die Sicherheit, die Dauer- 
haftigkeit, die Regelmäßigkeit und die Kapazität 
entspricht. Dies schließt auch die Verpflichtung ein, 
zusätzliche Betriebseinrichtungen zu unterhalten, 
sowie die Verpflichtung, Strecken und Anlagen nach 
der Aufhebung von Verkehrsdiensten in gutem Zu- 
stand zu erhalten. 

3. Beförderungspflicht im Sinne dieser Verordnung 
ist die Verpflichtung für die Verkehrsunternehmen, 
jede Beförderung von Personen oder Gütern zu 
bestimmten Preisen und Bedingungen anzunehmen 
und auszuführen, 

4. Tarifpflicht im Sinne dieser Verordnung ist die 
Pflicht für die Verkehrsunternehmen, behördlich 
festgesetzte oder genehmigte Preise anzuwenden, 
welche im Widerspruch zum kaufmännischen Inter- 
esse des Unternehmens stehen, nämlich: 

a) die Verpflichtung, bei den Tarifen den Grund- 
satz des Ausgleichs im Raum und in der Zeit 
oder der Gleichbehandlung der Verkehrsnutzer 
zu beachten; 

b) die Verpflichtung, ein allgemeines Tarifniveau 
anzuwenden, insbesondere im Falle der Ableh- 
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nung eines Antrags auf Erhöhung oder Senkung, 
es sei denn, daß diese Festsetzung auf preis- 
politischen Maßnahmen beruht, die für die 
gesamte Wirtschaft gelten; 

c) die Verpflichtung, besondere Tarifmaßnahmen 
anzuwenden. 


ABSCHNITT II 

Gemeinsame Grundsätze für die Aufhebung 
oder die Aufrechterhaltung der Verpflichtungen 
des öffentlichen Dienstes 


Artikel 3 

1. Wenn die zuständigen Behörden der Mitglied- 
staaten die vollständige oder teilweise Aufrecht- 
erhaltung einer Verpflichtung des öffentlichen Dien- 
stes anordnen und mehrere Lösungen unter gleich- 
artigen Bedingungen eine ausreichende Verkehrs- 
bedienung sicherstellen würden, wählen die zustän- 
digen Behörden diejenige Lösung, welche die ge- 
ringsten Kosten für die Allgemeinheit mit sich 
bringt. 

2. Die ausreichende Verkehrsbedienung ist nach 
folgenden Merkmalen zu beurteilen: 

a) dem allgemeinen Interesse und insbesondere 
den Erfordernissen einer angemessenen Stand- 
ortpolitik, den Bedürfnissen der unterentwickel- 
ten Gebiete und den Problemen der durch poli- 
tische Umstände schwer betroffenen Gebiete; 

b) der Möglichkeit, auf andere Verkehrsmittel zu- 
rückzugreifen; 

c) den Beförderungspreisen und -Bedingungen, 
welche den Verkehrsnutzern angeboten werden 
können. 

Artikel 4 

1. Die Verkehrsunternehmen können bei den zu- 
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten die völlige 
oder teilweise Aufhebung einer Verpflichtung des 
öffentlichen Dienstes beantragen, wenn ihnen aus 
dieser Verpflichtung wirtschaftliche Nachteile 
erwachsen. 

2. In ihren Anträgen können die Verkehrsunter- 
nehmen Vorschlägen, das benutzte Verkehrsmittel 
durch ein anderes zu ersetzen. Der Betrieb dieses 
Ersatzverkehrs kann durch sie selbst oder durch 
ein anderes Unternehmen versehen werden, das in 
ihrem Aufträge und unter ihrer Verantwortung 
handelt. Die Verkehrsunternehmen errechnen nach 
der in Artikel 5 Absatz 1 vorgesehenen Methode 
die Ersparnisse, welche geeignet sind, ihre Finanz- 
lage zu verbessern. 

3. Die Verkehrsunternehmen schlagen den Zeit- 
punkt vor, von dem an die Aufhebung nach Ab- 
satz 1 oder der Ersatz nach Absatz 2 wirksam wer- 
den soll. 


Artikel 5 

1. Aus einer Betriebs- oder einer Beförderungs- 
pflicht erwachsen wirtschaftliche Nachteile, wenn 
die Ausgaben, welche der der Verpflichtung unter- 
liegenden Leistung zuzurechnen sind, höher sind als 
die entsprechenden Einnahmen. Die wirtschaftlichen 
Nachteile werden auf der Grundlage einer Bilanz 
dieser Ausgaben und Einnahmen errechnet. Die 
Bilanz ist unter Berücksichtigung der Lebensdauer 
der für den Betrieb erforderlichen Anlagen und des 
erforderlichen Materials sowie der Auswirkungen 
der Verpflichtungen auf die gesamte Tätigkeit des 
Unternehmens aufzustellen. 

2. Aus einer Tarifpflicht erwachsen wirtschaftliche 
Nachteile, wenn die Einnahmen des der Verpflich- 
tung unterliegenden Verkehrs niedriger sind als 
die Einnahmen, die sich unter Berücksichtigung der 
Kosten der der Verpflichtung unterliegenden Lei- 
stungen sowie der Marktlage aus einer kaufmän- 
nischen Geschäftsführung ergeben würden. 


Artikel 6 

1. Die Entscheidung über die völlige oder teilweise 
Aufrechterhaltung oder Aufhebung einer Verpflich- 
tung des öffentlichen Dienstes zu einem späteren 
Zeitpunkt sieht vor, daß für die daraus folgenden 
Belastungen ein Ausgleich angeordnet wird, der 
nach den in den Artikeln 12 bis 13 dieser Verord- 
nung vorgesehenen gemeinsamen Methoden errech- 
net wird. 

2. Der Anspruch auf Ausgleich entsteht: 

a) wenn die zuständigen Behörden der Mitglied- 
staaten die Entscheidung von Amts wegen ge- 
troffen haben: 

— am Tage der Entscheidung über die völlige 
oder teilweise Aufrechterhaltung oder Auf- 
hebung der Verpflichtung zu einem späteren 
Zeitpunkt; 

b) wenn die Entscheidung auf Antrag des inter- 
essierten Unternehmens getroffen wird: 

— von dem Tage an, an welchem dem Unter- 
nehmen aus dieser Verpflichtung wirtschaft- 
liche Nachteile entstehen; dieser Tag kann 
nicht vor Eingang des Antrags liegen. 


Artikel 7 

1. Die Entscheidung über die Aufrechterhaltung 
kann mit Bedingungen versehen werden, die dazu 
bestimmt sind, den Ertrag der der Verpflichtung 
unterliegenden Leistungen zu verbessern. 

2. Die Entscheidung über die Aufhebung kann ver- 
sehen, daß ein Ersatzverkehr einzurichten ist. In 
diesem Falle wird die Aufhebung frühestens zu dem 
Zeitpunkt wirksam, zu dem der Ersatzverkehr aufge- 
nommen ist. Die Vorschriften des Artikels 6 Absatz 2 
sind anzuwenden. 
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Artikels 

Wenn die zuständigen Behörden der Mitglied- 
staaten innerhalb der in Artikel 15 vorgesehenen 
Fristen keine Entscheidung treffen, sind die Be- 
lastungen, welche aus einer Verpflichtung des öffent- 
lichen Dienstes erwachsen, die Gegenstand eines 
Antrages des Unternehmens auf Aufhebung ist, 
unter den in Artikel 6 Absatz 2 b vorgesehenen Be- 
dingungen auszugleichen. 

Artikel 9 

1. Der Mitgliedstaat teilt der Kommission vor ihrer 
Ausführung die Maßnahmen zur Aufhebung von 
Betriebs- und Beförderungspflichten mit, die er für 
Strecken oder Verkehre vorsieht, welche geeignet 
sind, die Interessen eines oder mehrerer anderer 
Mitgliedstaaten erheblich zu berühren. Davon un- 
terrichtet er die anderen Mitgliedstaaten. 

2. Wenn die Kommission es für zweckmäßig hält 
oder wenn ein Mitgliedstaat dies beantragt, berät 
sie die vorgesehenen Maßnahmen mit den Mitglied- 
staaten. 

3. Binnen zweier Monate nach Eingang der Mit- 
teilung nach Absatz 1 richtet die Kommission an 
jeden in Betracht kommenden Mitgliedstaat eine 
Stellungnahme oder eine Empfehlung. 


ABSCHNITT III 

Anwendung von Beförderungsentgelten und 
-Bedingungen im Personenverkehr, die im 
Interesse einer oder mehrerer bestimmter 
Bevölkerungsgruppen auferlegt sind 

Artikel 10 

1. Die Höhe des Ausgleichs der Belastungen, die 
den Unternehmen im Personenverkehr aus der An- 
wendung von Beförderungsentgelten und -Bedingun- 
gen erwachsen, welche diesen im Interesse einer 
oder mehrerer bestimmter Bevölkerungsgruppen 
auferlegt sind, errechnet sich nach den in Artikel 12 
und 13 dieser Verordnung vorgesehenen gemein- 
samen Methoden. 

2. Der Ausgleich ist ab 1. Juli 1967 zu leisten ^). 

3. Die Verkehrsunternehmen können bei den zu- 
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten den Aus- 
gleich beantragen. 

4. Als Beförderungsentgelte und- Bedingungen im 
Sinne von Absatz 1 gelten insbesondere ermäßigte 
Tarife zugunsten: 

a) von Angestellten und Arbeitern, 

b) von Studenten, Schülern und Jugendgruppen, 

c) von kinderreichen Familien, 

d) von Körperbehinderten und Blinden, 

“) Dieser Zeitpunkt ergibt sich aus Artikel 6 der Ent- 
scheidung des Rats Nr. 65/271/EWG vom 13, Mai 1965. 


e) von Beförderungen aus Gründen öffentlicher Für- 
sorge, 

t) von Personen mit nationalen Verdiensten, 

g) von Soldaten, 

h) von Schiffern und Seeleuten, 

i) von Personen, die im öffentlichen Dienst stehen, 

j) von Pensionären und Rentnern, 

k) von Beförderungen mit Fahrscheinen für den 
Jahresurlaub von Arbeitnehmern sowie von 
Handwerkern und Kleinbauern. 


ABSCHNITT IV 

Gemeinsame Methoden des Ausgleichs 
Artikel 11 

1. Die Höhe des in Artikel 6 Absatz 1 vorgesehe- 
nen Ausgleichs entspricht im Falle einer Betriebs- 
oder Beförderungspflicht dem Unterschied zwischen 
der Verringerung der Belastung und der Verringe- 
rung der Einnahmen des Unternehmens, welche sich 
aus der völligen oder teilweisen Aufhebung der 
Verpflichtung während des in Betracht kommenden 
Zeitraums ergibt. 

2. Für die Errechnung der Belastungen und Ein- 
nahmen nach Absatz 1 sind die Auswirkungen zu 
berücksichtigen, welche die Aufhebung der Ver- 
pflichtung für die gesamte Tätigkeit des Unterneh- 
mens haben würde. 


Artikel 12 

1. Die Höhe des Ausgleichs nach Artikel 6 Absatz 1 
und nach Artikel 10 Absatz 1 im Falle einer Tarif- 
pflicht entspricht dem Unterschied zwischen 

einerseits dem Produkt aus der Anzahl der er- 
warteten Beförderungseinheiten und 

— entweder dem günstigsten Tarif, den die Ver- 
kehrsnutzer in Anspruch nehmen könnten, 
wenn die Verpflichtung nicht bestanden hätte; 

— oder mangels eines solchen Tarifs, insbeson- 
dere im Falle der Auferlegung des allgemeinen 
Tarifniveaus, dem Preis, welchen das Unter- 
nehmen im Rahmen einer kaufmännischen 
Geschäftsführung angewandt hätte und der 
die Kosten der Leistung sowie die Marktlage 
berücksichtigt hätte; 

und 

andererseits dem Produkt aus der Anzahl der 
tatsächlichen Beförderungseinheiten und dem auf- 
erlegten Tarif während des in Betracht kommen- 
den Zeitraums. 

2. Das Ergebnis der Berechnung nach den Vor- 
schriften des Absatzes 1 wird auf der Grundlage der 
Kostenschwankungen berichtigt, die sich entweder 
aus der Anwendung des günstigsten Tarifs oder des 
Preises ergeben hätten, den das Unternehmen im 
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Rahmen einer kaufmännischen Geschäftsführung an- 
gewandt hätte. 

3. Wenn der nach Absatz 1 errechnete Ausgleich j 
aufgrund der Marktlage nicht ausreicht, die gesam- 
ten Kosten des der Tarifpflicht unterliegenden Ver- 
kehrs zu decken, entspricht die Höhe des Ausgleichs 
nach Artikel 10 Absatz 1 dem Unterschied zwischen 
diesen Kosten und den Einnahmen dieses Verkehrs. 


Artikel 13 

1. Die Entscheidungen nach den Artikeln 6 und 10 
enthalten die voraussichtliche Höhe des Ausgleichs 
und bezeichnen die Faktoren, die für diese Berech- 
nung maßgebend waren. 

3. Die Höhe des Ausgleichs nach Absatz 1 wird 
jeweils nach dem Jahresbeschluß des Unternehmens 
auf der Grundlage der Ergebnisse des Rechnungs- 
jahres berichtigt. 

3. Der Ausgleich wird jährlich gezahlt. 


ABSCHNITT V 

Auferlegung neuer Verpflichtungen 
des öffentlichen Dienstes 


Artikel 14 

1. Nach Inkrafttreten dieser Verordnung können 
die Mitgliedstaaten einem Verkehrsunternehmen 
nur insoweit Verpflichtungen des Öffentlichen Dien- 
stes auferlegen, als diese für die Sicherstellung aus- 
reichender Verkehrsbedienung unerläßlich sind. 

2. Wenn den Verkehrsunternehmen aus solchen 
Verpflichtungen wirtschaftliche Nachteile im Sinne 
des Artikels 5 Absatz 1 und 2 oder Belastungen im 
Sinne des Artikels 10 entstehen, sehen die zustän- 
digen Behörden der Mitgliedstaaten in ihren Ent- 
scheidungen über die Auferlegung vor, daß die Be- 
lastungen ausgeglichen werden. Die Vorschriften der 
Artikel 11 bis 13 sind anzuwenden. 


ABSCHNITT VI 

Übergangs- und Schlußvorschriften 


Artikel 15 

1. Vom Inkrafttreten dieser Verordnung an prüfen 
die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten die 
Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes, die zu 
diesem Zeitpunkt bestehen. Sie entscheiden vor dem 
31. Dezember 1972 über die Aufhebung derjenigen 
Verpflichtungen, welche nicht für die Sicherstellung 
ausreichender Verkehrsbedienung unerläßlich sind, 
oder über die völlige oder teilweise Aufrechterhal- 
tung dieser Verpflichtungen. 


2. Unbeschadet der in Absatz 1 vorgesehenen Frist 
werden die Entscheidungen der zuständigen Behör- 
den der Mitgliedstaaten spätestens erlassen: 

a) ein Jahr nach Eingang der Anträge nach Ar- 
tikel 4, wenn es sich um Betriebs- oder Beförde- 
rungspflichten handelt; 

b) sechs Monate nach Eingang der Anträge nach 
Artikel 4, wenn es sich um Tarifpflichten nach 
Artikel 2 Absatz 4 a und b handelt; 

c) drei Monate nach Eingang der Anträge nach 
Artikel 4, wenn es sich um Tarifpflichten nach 
Artikel 2 Absatz 4 c und nach Artikel 10 Ab- 
satz 3, wenn es sich um Tarifpflichten nach Ar- 
tikel 10 Absatz 1 handelt. 

Artikel 16 

Die Entscheidungen der zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten nach den Vorschriften dieser 
Verordnung werden begründet und amtlich ver- 
öffentlicht. 

Artikel 17 

Die Mitgliedstaaten eröffnen den Verkehrsunter- 
nehmen gegen die von den zuständigen Behörden 
nach dieser Verordnung getroffenen Entscheidungen 
den Verwaltungsrechtsweg. 

Artikel 18 

1. Die Kommission kann von den Mitgliedstaaten 
alle zweckdienlichen Auskünfte über die Anwendung 
dieser Verordnung erlangen. Wenn sie es für not- 
wendig hält, berät sich die Kommission mit den in 
Betracht kommenden Mitgliedstaaten. 

2. Der nach den Artikeln 6 oder 10 dieser Verord- 
nung gewährte Ausgleich unterliegt dem Verfahren 

nach Artikel 7 der Verordnung des Rats Nr 

vom über Beihilfen an Unternehmen 

des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsver- 
kehrs ‘^). 

Artikel 19 

Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung des Rats 

Nr vom über Beihilfen an 

Unternehmen des Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehrs wird durch folgende Vorschrift 
ersetzt: 

„1. Unter den Bedingungen der Verordnung des 

Rats Nr vom über das Vorgehen 

der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der den Unter- 
nehmen des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffs- 
verkehrs auferlegten Verpflichtungen, die unter den 
Begriff des öffentlichen Dienstes fallen, dürfen als 
Beihilfen, die der Abgeltung bestimmter, mit dem 
Begriff des öffentlichen Dienstes zusammenhängen- 
der Leistungen im Sinne des Artikels 77 des Ver- 
trages entsprechen, durch die Staaten oder aus 
staatlichen Mittel Leistungen zum Ausgleich der Be- 

'‘) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom , S. . . . 
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lastungen erbracht oder aufrechterhaiten werden, 
die den Verkehrsunternehmen aus der Auferlegung 
einer oder mehrerer der in Absatz 2 genannten 
Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes ent- 
stehen/' 

Artikel 20 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die für die An- 
wendung dieser Verordnung erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission recht- 
zeitig die Entwürfe der in Absatz 1 vorgesehenen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit. Die Kom- 
mission überzeugt sich davon, daß die Entwürfe der 
Mitgliedstaaten den Vorschriften dieser Verordnung 
entsprechen. Innerhalb von dreißig Tagen nach Ein- 
gang der Mitteilung kann sie an den in Betracht 
kommenden Mitgliedstaat eine Stellungnahme oder 
eine Empfehlung richten. Im Einverständnis mit die- 
sem Mitgliedstaat kann sie die Frist verlängern. 

v3. Die Kommission berät die Entwürfe nach Ab- 
satz 2 auf Antrag eines Mitgliedstaates oder, falls 


sie selbst es für zweckmäßig hält, mit den in Betracht 
kommenden Mitgliedstaaten. 

4. Die Mitgliedstaaten setzen die Vorschriften nach 
Absatz 1 erst nach Abgabe der Empfehlung oder 
der Stellungnahme der Kommission oder nach Ab- 
lauf der in Absatz 2 vorgesehenen Fristen in Kraft. 

Artikel 21 

Bis (drei Jahre nach Inkrafttreten) 

sind die den Verkehrsunternehmen von den Kom- 
munalbehörden auferlegten Verpflichtungen von der 
Anwendung dieser Verordnung ausgenommen. 

Artikel 22 

Diese Verordnung tritt sechs Monate nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


I. Allgemeine Erwägungen 

1. Dieser Vorschlag ist in Anwendung der Ent- 
scheidung des Rats Nr. 65/271/EWG vom 13. Mai 
1965 aufgestellt. Diese Entscheidung betrifft die 
Harmonisierung bestimmter Vorschriften, die den 
Wettbewerb im Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehr beeinflussen^). 

2. Diese Entscheidung verfolgt den Zweck, eines 
der wesentlichen Ziele der gemeinsamen Verkehrs- 
politik zu verwirklichen, nämlich die Beseitigung 
der Unterschiede, welche die Wettbewerbsbedingun- 
gen im Verkehr verfälschen. Die Eingriffe der Staa- 
ten, inbesondere auf dem Gebiet der Verpflichtun- 
gen, die unter den Begriff des öffentlichen Dienstes 
fallen, bildet sicher eine der Hauptursachen für die 
Unterschiede, welche auf dem Verkehrsmarkt be- 
stehen. 

3. Daher stellt Artikel 5 Absatz 1 der Entschei- 
dung den Grundsatz auf, daß die den Verkehrsunter- 
nehmen auferlegten Verpflichtungen, die unter den 
Begriff des öffentlichen Dienstes fallen, nur insoweit 
aufrechterhalten werden dürfen, als sie für die 
Sicherstellung ausreichender Verkehrsbedienung un- 
erläßlich sind. Artikel 6 der Entscheidung sieht 
jedoch eine Ausnahme für die Anwendung von Be- 
förderungsentgelten und Beförderungsbedingungen 
im Personenverkehr vor, die den Verkehrsunter- 
nehmen zugunsten einer oder mehrerer bestimmter 
Bevölkerungsgruppen auferlegt werden. Diese Aus- 
nahme bedeutet nicht, daß die Mitgliedstaaten nicht 
frei sind, nach Möglichkeit auch diese Beförderungs- 
entgelte und -Bedingungen aufzuheben; sie bedeutet 
lediglich, daß Artikel 5 nicht auf Auferlegungen aus 
sozialen Gründen anwendbar ist. 

Um Wettbewerbsverzerrungen, die sich aus auf- 
rechtzuerhaltenden Verpflichtungen des öffentlichen 
Dienstes ergeben, zu beseitigen, sieht die Verord- 
nung vor, die daraus erwachsenden Belastungen 
finanziell auszugleichen. Dies gilt sowohl unter den 
in Artikel 5 Absatz 1 aufgestellten Bedingungen als 
auch im Rahmen des Artikels 6. Die Verordnung 
sieht weiter vor, daß dieser Ausgleich nach gemein- 
samen Methoden vorzunehmen ist. 

Im übrigen sieht die Entscheidung für die Anwen- 
dung von Artikel 5 und 6 den gleichen Zeitpunkt 
vor. 

Aus all diesen Gründen hat es sich als zweckmäßig 
erwiesen, die Vorschriften zur Anwendung der Arti- 
kel 5 und 6 der Entscheidung in einer Verordnung 
zu vereinigen. 

4. Die Vorschriften der Artikel 5 und 6 der Ent- 
scheidung Nr. 65/271 /EWG richten sich an die Mit- 


’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, S. 1500/65 


gliedstaaten. Es ist jedoch notwendig, den Unter- 
I nehmen die Möglichkeit einzuräumen, bei den zu- 
ständigen Behörden einen Antrag auf Abbau der 
Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes zu stellen, 
da die Belastungen aus den Verpflichtungen des 
öffentlichen Dienstes von den Verkehrsunterneh- 
I men zu tragen sind und diese wirtschaftliche Nach- 
teile erleiden, welche die Wettbewerbsbedingungen 
auf dem Verkehrsmarkt verfälschen. 

Diese Möglichkeit ist im Falle des Artikels 5 der 
Entscheidung im besonderen Maße gerechtfertigt. 
Dadurdi kann nämlich in erster Linie eine Prüfung 
der Verpflichtungen ausgelöst werden, die in beson- 
derem Maße wirtschaftliche Nachteile für die Unter- 
nehmen mit sich bringen. Diese Möglichkeit wird 
also die Beseitigung der wichtigsten Unterschiede 
begünstigen. 

Das den Unternehmen durch diese Verordnung im 
Falle des Artikels 6 der Entscheidung verliehene 
Antragsrecht bietet eine zusätzliche Sicherung für 
Ausgleichszahlungen für Belastungen, die sich aus 
diesen Verpflichtungen ergeben. 

Schließlich räumt das Antragsrecht der Verkehrs- 
unternehmen diesen die Möglichkeit ein, sich so- 
wohl gegen die Betriebs- und Beförderungspflicht 
als auch gegen die Tarifpflicht zu wenden. 

5. Die Entscheidung über die Aufrechterhaltung 
einer Verpflichtung des öffentlichen Dienstes nach 
Artikel 5 der Entscheidung, welche durch die zustän- 
dige Behörde nach einer Prüfung auf der Grundlage 
der Merkmale für die Sicherstellung einer ausrei- 
chenden Verkehrsbedienung getroffen wird und für 
welche die Verordnung Beurteilungsmaßstäbe setzt, 
veranlaßt die Behörden dazu, automatisch die aus 
der Aufrechterhaltung erwachsenden Belastungen 
auszugleichen. Ein Ausgleich muß ebenfalls für die 
Belastungen gewährt werden, welche aus der An- 
wendung von Beförderungsentgelten und -Bedingun- 
gen entstehen, die zugunsten einer oder mehrerer 
bestimmter Bevölkerungsgruppen auferlegt sind. 
Der Vorschlag legt die gemeinsamen Methoden für 
die Berechnung der Höhe des Ausgleichs für die Be- 
lastungen sowie die Einzelheiten der Bewilligung 
fest. 

6. Die neuen Verpflichtungen, welche die Mitglied- 
staaten den Unternehmen nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung auferlegen, dürfen die hier verfolgten 
Ziele nicht gefährden. Es ist also notwendig, für 
diese Verpflichtungen die gleichen Maßstäbe anzu- 
wenden, wie für die bestehenden Verpflichtungen. 

7. Den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
ist eine angemessene Frist einzuräumen, innerhalb 
derer sie die bestehenden Verpflichtungen des 
öffentlichen Dienstes zu überprüfen haben. Der Zeit- 
punkt, zu dem diese Überprüfung abgeschlossen 
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sein muß, ist unter Berücksichtigung von Artikel 8 
der Entscheidung Nr. 65/271 /EWG gewählt. Diese 
Vorschrift sieht spätestens für den 31. Dezember 
1972 die Verwirklichung der finanziellen Eigenstän- 
digkeit der Eisenbahnunternehmen vor. 

8. Nach den Vorschriften des Vorschlags einer Ver- 
ordnung über Beihilfen an Unternehmen des Eisen- 
bahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs -) ist die 
Kommission über die Ausgleichszahlungen zu unter- 
richten, welche im Rahmen der vorliegenden Ver- 
ordnung geleistet werden. Im übrigen ist der Kom- 
mission ebenfalls die Möglichkeit einzuräumen, alle 
Auskünfte zu erlangen, welche sie für zweckmäßig 
hält, um die Anwendung der Vorschriften dieses 
Vorschlags zu verfolgen. 


II. Besondere Erwägungen 

Abschnitt I — Allgemeine Vorschriften 
Artikel 1 

In Übereinstimmung mit der Harmonisierungsent- 
scheidung sieht diese Vorschrift vor, daß die Mit- 
gliedstaaten die Verpflichtungen des öffentlichen 
Dienstes, welche den Verkehrsunternehmen aufer- 
legt sind, aufheben. 

Sie nimmt die beiden Ausnahmen auf, die bereits 
in Artikel 5 und 6 der Entscheidung vorgesehen 
sind. Die eine soll eine ausreichende Verkehrsbe- 
dienung sicherstellen. Die andere gilt zugunsten der 
Beförderungsentgelte und -Bedingungen, welche im 
Personenverkehr zugunsten einer oder mehrerer be- 
stimmter Bevölkerungsgruppen auferlegt sind. 

Da beide Fälle Belastungen für die Unternehmen 
verursachen können, sieht Artikel 1 Absatz 4 in 
Übereinstimmung mit Artikel 5 Absatz 2 und Arti- 
kel 6 der Harmonisierungsentscheidung den Aus- 
gleich der Belastungen nach gemeinsamen Methoden 
vor. 

Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält die Begriffsbestimmungen 
für die drei als Verpflichtungen des öffentlichen 
Dienstes in Betracht kommenden Fälle. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß diese Verpflichtungen sich auf 
die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten gründen. 

Für die Betriebspflicht enthalten diese Vorschriften 
insbesondere Regeln für den Signaldienst, die Ge- 
schwindigkeit auf den Strecken, die Verkehrspolizei, 
die Verkehrsfolge, die Fahrpläne, die Fahrstrecke, 
die Anzahl und die Art des Materials, mit welchem 
das Unternehmen sich auszustatten hat, sowie Vor- 
schriften, um die Unterhaltung der stillgelegten 
Linien und Anlagen zu sichern. Sie sehen im übri- 
gen den Betrieb von zusätzlichen Verkehrsdiensten 
vor wie den Rückgriff auf andere Verkehrsmittel 
zum Zwecke einer Vervollständigung des Haupt- 
betriebs. 


‘^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 185 
vom 17. Oktober 1966, S. 3192/66 


Für die Beförderungspflicht enthalten diese Vor- 
schriften, insbesondere in den Beförderungsbedin- 
gungen, die Verpflichtung, alle Beförderungsauf- 
träge in einer bestimmten Reihenfolge anzunehmen 
und sie in Anwendung vorher aufgestellter Tarife 
auszuführen. 

Für die Tarifpflicht enthalten diese Vorschriften 
auch die Genehmigungspflicht und die Pflicht zur 
Veröffentlichung. Da diese Verpflichtungen jedoch 
in allen Mitgliedstaaten in erster Linie der Organi- 
sation des Verkehrsmarktes dienen, erscheinen sie 
nicht unter den Tarifpflichten des Artikels 2 
Absatz 4. 


Abschnitt II — Gemeinsame Grundsätze für die 
Aufhebung oder die Aufrechterhal- 
tung der Verpflichtungen des 
öffentlichen Dienstes 

Artikel 3 

Die Prüfung durch die zuständige Behörde vor 
Erlaß einer Entscheidung muß sich auf die Frage 
erstrecken, ob die verschiedenen Möglichkeiten (völ- 
lige Aufrechterhaltung, völlige oder teilweise Auf- 
hebung mit oder ohne Ersatzverkehr) geeignet sind, 
eine ausreichende Verkehrsbedienung sicherzu- 
stellen. 

Wenn die völlige oder teilweise Aufrechterhaltung 
der Verpflichtung die einzige Möglichkeit ist, um 
diese Verkehrsbedienung sicherzustellen, . kann die 
zuständige Behörde eine solche Aufrechterhaltung 
anordnen. 

Wenn sich die Prüfung gleichzeitig auf mehrere 
Strecken oder Verkehre erstreckt, welche Verpflich- 
tungen des Öffentlichen Dienstes unterworfen sind, 
müssen sich die zuständigen Behörden für diejenige 
Lösung entscheiden, welche die geringsten Kosten 
für die Allgemeinheit mit sich bringt. 

Im Falle einer Lösung zugunsten einer Aufrecht- 
erhaltung bildet bei der Beurteilung dieser Kosten 
die Höhe des eventuellen Ausgleichs an das Unter- 
nehmen einen wichtigen Faktor. 

Die Verkehrsbedienung ist nach dieser Vorschrift 
einerseits nach Angebot und Nachfrage nach Ver- 
kehrsleistungen in der betreffenden Region (Mög- 
lichkeiten, auf andere Verkehrsmittel zurückzugrei- 
fen, den Verkehrsnutzern angebotene Beförderungs- 
preise und -bedingungen) und andererseits nach den 
Bedürfnissen der Allgemeinheit und der Organi- 
sation des Verkehrsmarktes (z. B. allgemeines oder 
regionales Interesse) zu beurteilen. 

Artikel 4 

Die Entscheidungen über die Aufhebung oder die 
völlige oder teilweise Aufrechterhaltung einer Ver- 
pflichtung des öffentlichen Dienstes müssen grund- 
sätzlich von den Mitgliedstaaten von Amts wegen 
getroffen werden. Es ist jedoch notwendig, den Ver- 
kehrsunternehmen die Möglichkeit einzuräumen, 
Anträge auf Aufhebung zu stellen. Diese Unter- 
nehmen sind nämlich durch die auf erlegten Ver- 
pflichtungen belastet und Verzerrungen ausgesetzt, 
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die sich auf ihre Wettbewerbsmöglichkeiten aus- 
wirken. 

Die Unternehmen können solche Anträge nur stel- 
len, wenn ihnen aus der Verpflichtung im Verhält- 
nis zu einer optimalen Unternehmensführung (Erhö- 
hung der Rentabilität) im Wettbewerb wirtschaft- 
liche Nachteile erwachsen. 

Im übrigen können die Unternehmen in ihren An- 
trägen auf völlige oder teilweise Aufhebung einer 
Verpflichtung vorschlagen, den betreffenden Ver- 
kehr ganz oder teilweise zu ersetzen. Dabei ist 
allerdings Bedingung, daß der neue Betrieb die 
finanziellen Ergebnisse des Unternehmens zu ver- 
bessern vermag. 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß die Verpflichtungen 
des öffentlichen Dienstes den Verkehrsunternehmen 
erst in der Zukunft wirtschaftliche Nachteile brin- 
gen. Das darf die Unternehmen nicht daran hindern, 
schon jetzt Anträge auf Aufhebung dieser Verpflich- 
tungen zu stellen. Dabei müssen sie den Zeitpunkt 
angeben, von welchem an die Aufhebung wirksam 
werden soll. 

Artikel 5 

Im Falle der Betriebs- und Beförderungspflicht ent- 
stehen wirtschaftliche Nachteile, wenn die Einnah- 
men aus der betreffenden Leistung nicht ausreichen, 
um die Belastungen zu decken. Die Belastungen und 
Einnahmen sind auf der Grundlage einer Bilanz 
festzulegen. 

Im Falle der Tarifpflichten entstehen wirtschaftliche 
Nachteile, wenn der auferlegte Tarif niedriger ist 
als derjenige, den das Unternehmen im Wettbewerb 
angewandt hätte, wenn es nicht der Verpflichtung 
unterworfen gewesen wäre. Dieser kaufmännische 
Tarif wird nach den Kosten der Leistung und der 
Marktlage gebildet. 

Artikel 6 

Diese Vorschrift verpflichtet die zuständige Be- 
hörde, welche die völlige oder teilweise Aufrecht- 
erhaltung einer Verpflichtung anordnet, in ihrer 
Entscheidung den Ausgleich der Belastungen vor- 
zusehen, welche aus der Aufrechterhaltung erwach- 
sen. Sie schreibt den Ausgleich ebenfalls vor, wenn 
die Aufhebung zu einem bestimmten Zeitpunkt ein- 
treten soll. Die Vorschrift verfolgt den Zweck, den 
automatischen Ausgleich in einer Entscheidung über 
die Aufrechterhaltung oder spätere Aufhebung der 
entsprechenden Verpflichtungen sicherzustellen. 

Darüber hinaus hat es sich als notwendig erwiesen, 
den Unternehmen ein Recht auf Ausgleich von dem 
Zeitpunkt an zu gewähren, in dem der Mitgliedstaat 
eine Entscheidung über eine Aufrechterhaltung oder 
eine Aufhebung zu einem späteren Zeitpunkt trifft. 
Um eine ausgewogene Anwendung der Verordnung 
zu gewährleisten, muß das Recht auf Ausgleich vom 
Zeitpunkt des Antrags an gewährt werden, wenn 
die Entscheidung auf Antrag ergeht. 

Artikel 7 

Es erscheint folgerichtig, daß die zuständigen Be- 
hörden im Falle einer Entscheidung über die Auf- 


rechterhaltung einer Verpflichtung des öffentlichen 
Dienstes den Unternehmen gewisse Maßnahmen zur 
Verbesserung ihrer Leistung und folglich zur Ver- 
minderung der Höhe des eventuellen Ausgleichs 
auferlegen können. 

Im Falle einer Entscheidung über die Aufhebung 
einer Verpflichtung können die zuständigen Behör- 
den einen Ersatzverkehr anordnen, um eine ausrei- 
chende Verkehrsbedienung sicherzustellen. Um eine 
ununterbrochene Verkehrsbedienung zu gewähr- 
leisten, muß die Entscheidung über die Aufhebung 
gleichzeitig mit der Entscheidung über die Einrich- 
tung eines Ersatzverkehrs wirksam werden. In die- 
sem Fall sind die etwaigen Ausgleichszahlungen bis 
zur endgültigen Aufhebung zu leisten. 

Artikel 8 

Diese Vorschrift betrifft den Fall, in dem die zu- 
ständigen Behörden auf einen Antrag des Unter- 
nehmens nicht in der vorgesehenen Frist entschei- 
den. 

Das Ausbleiben einer Entscheidung ändert nichts 
an der vorher bestehenden Lage. Es wirkt jedoch 
wie eine Entscheidung über die Aufrechterhaltung 
und hat die Zahlung eines Ausgleichs zur Folge. 
Der Zeitpunkt des Antrages ist der einzige, auf den 
man Bezug nehmen kann. Er ist im übrigen durch 
das Ausbleiben einer Entscheidung der zuständigen 
Behörde nicht in Frage gestellt. Dieser Zeitpunkt 
muß also als Ausgangspunkt für die Zahlung des 
Ausgleichs unter den Bedingungen des Artikels 6 
Absatz 2 b dienen. 

Artikel 9 

Diese Vorschrift betrifft die Aufhebung von Be- 
triebs- und Beförderungspflichten, welche einen oder 
mehrere andere Mitgliedstaaten interessieren kön- 
nen. Es ist notwendig, die Anwendung eines gemein- 
schaftlichen Verfahrens vorzusehen, in den die ver- 
schiedenen Interessen zur Geltung gebracht werden 
können. 

Abschnitt III — Anwendung von Beförderungs- 
entgelten und -Bedingungen im 
Personenverkehr, die im Interesse 
einer oder mehrerer bestimmter 
Bevölkerungsgruppen auferlegt 
sind 

Artikel 10 

Die Ausgleichszahlungen für Belastungen, die sich 
aus der Anwendung von Beförderungspreisen und 
-bedingungen ergeben, welche die Mitgliedstaaten 
im Personenverkehr zugunsten einer oder mehrerer 
bestimmter Bevölkerungsgruppen auferlegt haben, 
müssen von den Mitgliedstaaten von Amts wegen 
geleistet werden. 

Um die Vorschriften des Artikels 6 der Entscheidung 
des Rats Nr. 65/271/EWG vom 13. Mai 1965 zu 
beachten, müssen die aufgrund der dort erwähnten 
Beförderungsentgelte und -bedingungen bewilligten 
Ausgleichszahlungen ab 1. Juli 1967 wirksam 
werden. 
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Da den Verkehrsunternehmen aus diesen Verpflich- 
tungen Belastungen entstehen, muß die Möglichkeit 
eingeräumt werden, Anträge auf Ausgleich zu 
stellen. 

Diese Vorschrift enthält ein nicht erschöpfendes 
Verzeichnis der Beförderungsentgelte und Bedin- 
gungen, die in den Mitgliedstaaten allgemein am 
meisten angewandt werden. 

Abschnitt IV — Gemeinsame Methoden des Aus- 
gleichs 

Artikel 11 

Nach Artikel 5 Absatz 2 der Entscheidung des 
Rats Nr. 65/271/EWG, für den diese Verordnung 
eine Anwendungsmaßnahme ist, muß der Ausgleich 
der Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes nach 
gemeinsamen Methoden berechnet werden. 

Für die Betriebs- und Beförderungspflicht läuft die 
vorgeschlagene Berechnungsmethode darauf hinaus, 
daß die Fföhe des Unterschiedes zwischen der tat- 
sächlichen Lage des Verkehrsunternehmens, das den 
Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes unterwor- 
fen ist, und der Lage festzulegen ist, in der es sich 
befinden würde, wenn es diesen Verpflichtungen 
nicht unterworfen wäre. 

Artikel 12 

Im Falle der Tarifpflicht besteht fast immer ein 
Regeltarif, auf den man sich für die Berechnung der 
Höhe des Ausgleichs beziehen kann. 

Für den Fall, in dem ein solcher Tarif nicht besteht, 
ist der Berechnung des Ausgleichs ein theoretischer 
Preis zugrunde zu legen, welcher die Kosten und die 
Marktlage berücksichtigt. Der wichtigste Fall, in 
dem diese Methode angewandt werden muß, ist der 
Ausgleich der Belastungen, die sich daraus ergeben, 
daß ein allgemeines Tarifniveau auferlegt ist. 

Es kann sich jedoch ergeben, daß die Anwendung 
dieser beiden Berechnungsmethoden zu unbilligen 
Ergebnissen für die Verkehrsunternehmen führt. 
Dies kann insbesondere in dem Fall eintreten, in 
dem im Personenverkehr Beförderungsentgelte und 
-bedingungen im Interesse einer oder mehrerer be- 
stimmter Bevölkerungsgruppen auferlegt sind. 
Wenn diese Transporte zu Regeltarifen oder zu 
theoretischen Preisen — wie es bei der zweiten 
Methode vorgesehen ist — ausgeführt werden 
müssen, könnte der Verlust an Verkehr derart sein, 
daß der Vorgang zu Ergebnissen führt, die für das 
Unternehmen eindeutig unbefriedigend sind. Eine 
Lösung würde darin bestehen, die Aufhebung des 
defizitären Verkehrs zu beantragen. Da jedoch inso- 
weit das Unternehmen nicht die Möglichkeit hat, die 
Beseitigung des defizitären Verkehrs zu beantragen, 
gilt es, eine dritte Berechnungsmethode für den Aus- 
gleich vorzunehmen, die von den Gesamtkosten 
dieser Verkehre ausgeht. 

Artikel 13 

Die Entscheidung über die Aufrechterhaltung muß 
den annähernden Betrag des Ausgleichs ausweisen. 
Die Kenntnis dieses Betrages erlaubt es dem Unter- 


nehmen, diesen bei der Aufstellung seines Haus- 
halts zu berücksichtigen. Schließlich gibt der Hin- 
weis auf die Berechnungsfaktoren in der Entschei- 
dung der Kommission die Möglichkeit zu beurteilen, 
ob die Höhe des Ausgleichs berechtigt ist. So kann 
vermieden werden, daß den Unternehmen Beihilfen 
gewährt werden, die mit Artikel 77 des Vertrages 
unvereinbar sind. 

Die endgültige Höhe des Ausgleichs wird nach Ab- 
schluß der Jahresrechnung des Unternehmens be- 
richtigt. 

Die Ausgleichszahlungen werden den Verkehrs- 
unternehmen jährlich gezahlt. Das schließt nicht 
aus, daß im Lauf des Rechnungsjahres Vorschüsse 
geleistet werden. 


Abschnitt V — Auferlegung neuer Verpflichtungen 
des öffentlichen Dienstes 

Artikel 14 

Das vorgesehene Vorgehen kann sich nicht auf die 
bereits bestehenden Verpflichtungen beschränken. 
Es erfordert auch, daß keine neue Verpflichtung auf- 
erlegt werden kann, es sei denn, daß diese den 
Merkmalen einer Sicherstellung ausreichender Ver- 
kehrsbedienung genügt. Wenn eine neue Verpflich- 
tung auferlegt wird, müssen die Belastungen nach 
den Vorschriften ausgeglichen werden, welche für 
die Aufrechterhaltung bestehender Verpflichtungen 
vorgesehen sind. 


Abschnitt VI — Übergangs- und Schlußvorschriften 
Artikel 15 

Da in den verschiedenen Mitgliedstaaten zahlreiche 
Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes bestehen, 
ist es notwendig, diesen Staaten eine ausreichende 
Frist zu gewähren, damit sie diese Verpflichtungen 
im Hinblick auf ihre Beseitigung oder ihre etwaige 
Aufrechterhaltung überprüfen können. Das vor- 
geschlagene Ende dieser Frist, nämlich der 31. De- 
zember 1972, entspricht dem^ das Artikel 8 der 
Entscheidung Nr. 65/271/EWG für die Verwirk- 
lichung der finanziellen Eigenständigkeit der Eisen- 
bahnunternehmen setzt. 

Die in Artikel 15 Absatz 2 vorgesehenen Fristen 
sind nach dem 31. Dezember 1972 anzuwenden, 
wenn nach diesem Zeitpunkt Verpflichtungen ent- 
stehen, die Gegenstand einer Entscheidung über die 
Aufrechterhaltung bilden, ohne daß es notwendig 
war, einen Ausgleich zu bewilligen, weil keine 
wirtschaftlichen Nachteile vorhanden sind. 

Der Mitgliedstaat verfügt in jedem Fall über die 
gleichen Fristen für seine Entscheidungen auf An- 
trag des Unternehmens, mögen sie nach dem 1. Ja- 
nuar 1972, dem 1. Juli 1972 oder dem 1. Oktober 
1972 gestellt sein, je nachdem, ob es sich um all- 
meine Betriebs-, Beförderungs- oder Tarifpflichten 
oder um besondere Tarifpflichten handelt. 

Es ist angesichts des verschiedenen Schwierigkeits- 
grades, den diese Verpflichtungen im allgemeinen 
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enthalten, notwendig, verschiedene Fristen vorzu- 
sehen. 

Artikel 16 

Keine Bemerkungen 

Artikel 17 

Es ist notwendig, gegen die Entscheidungen der zu- 
ständigen Behörden für die Fälle ein Rechtsmittel 
vorzusehen, in dem ein solches noch nicht besteht. 
Streitigkeiten können sich über eine gewisse An- 
zahl von Faktoren ergeben, insbesondere die- 
jenigen, welche dazu dienen, die Höhe des Aus- 
gleichs, die wirtschaftlichen Nachteile oder die 
Marktlage zu bestimmen. 

Artikel 18 

Für den Ausgleich ist es notwendig, das Verfahren 
anzuwenden, das Artikel 17 des Vorschlages einer 
Verordnung des Rats über Beihilfen an Unter- 
nehmen des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffs- 
verkehrs vorsieht. 

Um es der Kommission zu ermöglichen, die An- 
wendung dieser Verordnung zu verfolgen, ist es 
notwendig, daß diese von den Mitgliedstaaten alle 
Auskünfte über die Entscheidungen zur Aufhebung 
oder Aufrechterhaltung von Verpflichtungen des 
öffentlichen Dienstes verlangen kann. Sie ist be- 
rechtigt, sich mit jedem Mitgliedstaat zu beraten. 

Artikel 19 

Aus der gleichzeitigen Geltung dieser Verordnung 
und der Verordnung über Beihilfen an Unternehmen 
des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsver- 
kehrs könnten daraus Schwierigkeiten entstehen, 
daß beide Verordnungen zugleich angewandt wer- 
den. 

Soweit nämlich eine Verpflichtung des öffentlichen 
Dienstes in Anwendung dieser Verordnung auf- 


gehoben würde, könnte ein entsprechender Aus- 
gleich nicht gezahlt werden, auch wenn er mit den 
Vorschriften der Beihilfenverordnung zu verein- 
baren wäre. 

Im Anschluß an das Inkrafttreten dieser Verord- 
nung erscheint daher die Abänderung der entspre- 
chenden Vorschrift (Artikel 5 Abs. 1) des Vor- 
schlags einer Verordnung über Beihilfen an Ver- 
kehrsunternehmen 3) unerläßlich. 

Artikel 20 

Um zu vermeiden, daß die nationalen Vorschriften, 
welche zur Anwendung dieser Verordnung erlassen 
werden, voneinander abweichen, ist es notwendig, 
daß die Entwürfe dieser Vorschriften der Kommis- 
sion rechtzeitig mitgeteilt werden. Dies wird es der 
Kommission erlauben zu prüfen, ob die Entwürfe 
der Mitgliedstaaten den Vorschriften dieser Ver- 
ordnung genügen, und eine einheitliche Anwendung 
in den verschiedenen Mitgliedstaaten sicherzu- 
stellen. 

Artikel 21 

Diese Vorschrift nimmt die Verpflichtungen vor- 
läufig aus, die den Unternehmen von den Kom- 
munalbehörden auferlegt sind. Diese Verpflich- 
tungen sind im Augenblick für die Verwirklichung 
der gemeinsamen Verkehrspolitik nicht von ent- 
scheidender Bedeutung. Die Ausdehnung des An- 
wendungsbereichs der Verordnung auf diese Ver- 
pflichtungen würde die Gefahr mit sich bringen, 
daß ihre unmittelbare Anwendung wesentlich er- 
schwert wird. 

Artikel 22 

Diese Vorschrift beruht auf Artikel 14 der Entschei- 
dung Nr. 65/271/EWG des Rats vom 13. Mai 1965. 
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